
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 

zu der hier näher bezeichneten Sitzung lade ich Sie herzlich ein. 

Die Tagesordnung ist beigefügt. 
 
 
 
Hennef, 22.09.2010 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
 
Gremium 

Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz 
 
Wochentag Datum Uhrzeit 

Mittwoch 29.09.2010 17:00 
 
Sitzungsort 

Rathaus, Saal Hennef (T3.01), Frankfurter Straße 97, 53773 Hennef 
 
 

Dieses Deckblatt gilt ab einer halben Stunde vor Sitzungsbeginn und 

während der Sitzungszeit als Parkschein für die Rathaustiefgarage. 

Legen Sie das Deckblatt gut sichtbar in Ihr Fahrzeug. 
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Beschlussvorlage 

 
Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1896 Anlage Nr.: ______

Datum: 09.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestal-
tung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
 
Tagesordnung 

 
Antrag zur Aufstellung eines Bebauungsplanes in Hennef (Sieg) - Uckerath, Kranichweg 
vom 26.05 .2010; 
1. Beschluss über ein städtebauliches Konzept 
2. Beschluss über die weitere Vorgehensweise 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz des Rates der 
Stadt Hennef (Sieg) beschließt: 
 
1. Dem Antrag zur Aufstellung eines Bebauungsplanes in Hennef (Sieg) – Uckerath,  

Bereich Kranichweg und dem vorgestellten städtebaulichen Konzept wird zugestimmt.  
 
2. Der Bebauungsplanvorentwurf und die damit verbundene formale Verfahrenseinlei-

tung wird dem Ausschuss zu gegebener Zeit zur Beratung und Beschlussfassung 
vorgelegt.  
Alle mit dem Verfahren verbundenen Kosten werden vollständig durch den Antragstel-
ler getragen. 

 
 
Begründung 

 
Auf den beigefügten Antrag wird hingewiesen. 
 
Nachdem in 2009 die 37. Änderung des Flächennutzungsplanes Hennef (Sieg) – Uckerath, 
Südost wirksam geworden ist, soll nun gemäß Antrag für einen Teilbereich ein Bebauungsplan 
aufgestellt werden. 
 
Dem Antrag ist ein städtebauliches Konzept beigefügt, das erkennen lässt, dass die Umsetzung 
gleichzeitig oder stufenweise erfolgen kann. Das Plangebiet ist zweigeteilt, was auch den Ei-
gentumsverhältnissen entspricht und kann sowohl über die Verlängerung „Peterstraße“, als  
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auch über die „Nümmstraße“ an die innerörtliche Erschließung angebunden werden. Langfristig 
ist eine neue Anbindung an die B8 und der Erschließungsstraßen A und B des Plangebietes an 
weitere, noch zu entwickelnde Flächen in südöstliche Richtung optional möglich und sollte so 
auch künftig planungsrechtlich gesichert werden. 
 
Mit dem Bebauungsplan soll die Möglichkeit zur Errichtung von Einfamilienhäusern geschaffen 
werden. Eine Flächenbilanzierung ist als Anlage beigefügt. 
 
Da der Antrag angekündigt war, fand bereits eine Vorabstimmung mit der Verwaltung statt. Die 
Beteiligung des Jugendamtes ergab den Bedarf zur Einrichtung eines Spielplatzes. Fläche und 
Standort sind daher schon in dieses eingereichte Konzept eingeflossen. 
 
Der erste Entwurf einer Begründung zu einem Bebauungsplan macht weitere Ausführungen zu 
den Rahmenbedingungen und Anforderungen eines Verfahrens. Den Themenbereichen Er-
schließung und naturschutzrechtliche Prüfungen kommen bei Durchführung eines Verfahrens 
große Bedeutung zu. 
 
Inhaltlich handelt es sich um einen so genannten „Angebotsbebauungsplan“, d.h. es sollen nur 
die Grundstücke baureif gemacht werden.  
 
Alle mit dem Plangebiet anfallenden Erschließungsmaßnahmen sollen über Erschließungsver-
träge gem. § 124 BauGB geregelt werden. Anfallende Kosten des Verfahrens, wie Gutachten 
usw. werden durch den Antragsteller getragen. 
 
Mit der Zustimmung zu diesem Antrag können die erforderlichen Planungsleistungen und Gut-
achten beauftragt werden, um dann in einer der nächsten Sitzungen einen entsprechenden Be-
bauungsplanvorentwurf in das förmliche Verfahren einzubringen. 
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme 

Sachkosten:      € 
 Jährliche Folgekosten Personalkosten:        € 

 Maßnahme zuschussfähig 
Höhe des Zuschusses       € 
       % 

HAR:       €  Ausreichende Haushaltsmittel vorhanden, 
 
     Haushaltsstelle:       Lfd. Mittel:       € 

  Bewilligung außer- oder überplanmäßiger 
      Ausgaben erforderlich Betrag:       € 

 Kreditaufnahme erforderlich  Betrag:       € 

 Einsparungen Betrag       € 

 Jährliche Folgeeinnahmen Art:       

 Höhe:       € 

 Bemerkungen  

Alle anfallenden Verfahrenskosten werden durch den Antragsteller getragen. 
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Bei planungsrelevanten Vorhaben 

 
Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben 

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

 
 
Mitzeichnung: 
 
Name:  Paraphe:  Name:  Paraphe: 
      
 

           

      
 

           

      
 

           

 
 
Hennef (Sieg), den      .09.2010 
 
 
 
 
K. Pipke  
 
 
Anlagen: 
- Antrag vom 26.05.2010 
- Städtebauliches Konzept mit möglichen Grundstücksgrößen 
- 1. Entwurf Begründung 
 
 

























 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1988 Anlage Nr.: ______

Datum: 07.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

Rat 04.10.2010 öffentlich 
 
 
Tagesordnung 

 
Bebauungsplan Nr. 16.8 Hennef (Sieg) - Happerschoß, Sankt Ansgar; 
Erlass einer Veränderungssperre gem. § 14 Baugesetzbuch (BauGB)  
(Empfehlung an den Stadtrat) 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz empfiehlt, der Rat der 
Stadt Hennef (Sieg) möge die als Anlage beigefügte Veränderungssperre gem. § 14 BauGB für 
den Bereich des Bebauungsplans Nr. 16.8 Hennef (Sieg) – Happerschoß, Sankt Ansgar, in der 
Form des Aufstellungsbeschlusses aus der Sitzung des Ausschusses für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz am 16.06.2010, beschließen. 
 
 
Begründung 

 
Am 16.06.2010 wurde für einen Teilbereich der Fläche des Katholischen Jugendwerkes St. 
Ansgar in der Ortslage Happerschoß der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 
16.8 gefasst. Der Verwaltung lagen Erkenntnisse vor, dass Bebauungswünsche in diesem 
Bereich seitens der Bevölkerung bestehen. Da einerseits die vorhandene Erschließung jedoch 
keinen Raum für eine weitere Bebauung bietet, zudem Fragen bspw. des Arten- und des 
Lärmschutzes der Klärung bedürfen und andererseits die Möglichkeiten des § 34 BauGB nicht 
ausreichen, um vor diesem Hintergrund die Frage der Bebaubarkeit zu klären, liegt es nahe, 
diese Punkte im Gesamtzusammenhang, d.h. in einem Bebauungsplanverfahren aufzuarbeiten. 
Nur so kann letzen Endes sichergestellt werden, dass hier keine ungeordnete Situation nach § 
34 BauGB entsteht. 
 
In einem weiteren Schritt schlägt die Verwaltung nunmehr vor, zur Sicherung der Planung für 
den Bereich des Bebauungsplans Nr. 16.8 eine Veränderungssperre nach § 14 BauGB zu 
erlassen. Vom Rechtscharakter her handelt es sich hierbei um eine Satzung, mit der die 
Erteilung von Baugenehmigungen im Interesse einer angestrebten neuen Bebauung verhindert  
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werden soll. Die Veränderungssperre soll die Städte und Gemeinden während der Erstellung 
von Bebauungsplänen vor tatsächlichen Veränderungen schützen. Sie hat die Wirkung einer 
generellen Bausperre: bauliche Vorhaben, wie die Errichtung, die Änderung und die 
Nutzungsänderung einer baulichen Anlage dürfen grundsätzlich nicht mehr durchgeführt 
werden. Auch sonstige wesentliche Veränderungen von Grundstücken oder baulichen Anlagen 
sind unzulässig.  
 
Die Sicherung der Bauleitplanung ist im vorliegenden Fall aus folgenden Gründen erforderlich: 
Der Stadt liegt bereits eine Bauvoranfrage zur Errichtung von 2 Wohnhäusern im Bereich des 
„Kath. Jugendwerkes St. Ansgar“ vor. Es ist zu befürchten, dass darüber hinaus weitere 
Grundstückseigentümer die Absicht hegen könnten, bauliche Veränderungen auf ihren 
Grundstücken durchführen zu wollen. Diese abstrakte Gefährdungslage reicht bereits aus, um 
von einer Beeinträchtigung der Planungsabsichten auszugehen und eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung in diesem Bereich in Frage zu stellen. Zudem sind, wie bereits oben 
ausgeführt, in diesem Bereich zahlreiche Fragen betreffend Erschließung, Artenschutz, 
Lärmschutz, Umgang mit der vorhandenen Bebauung, etc. offen und im Rahmen der 
Bauleitplanung erst noch zu prüfen. Die mit dem Erlass der Veränderungssperre eröffnete 
Möglichkeit, Vorhaben an ihrer Durchführung zu hindern und der daraus resultierende 
Zeitgewinn für die weiteren Prüfungen sind insofern dringend geboten. Nur so kann eine 
Fehlentwicklung in diesem Bereich während der Bebauungsplanaufstellung und damit eine 
gebietsunverträgliche Bebauung vermieden werden.  
 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass die städtische Bauordnung die Entscheidung über die 
vorliegende Bauvoranfrage in diesem Bereich bereits mit Schreiben vom 20.07.2010 für die 
Dauer von 12 Monaten zurückgestellt hat (§ 15 BauGB). Eine solche Zurückstellung ist immer 
dann möglich, wenn u.a. zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung durch das 
Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde.  
 
Bei einem Beschluss der Veränderungssperre in der heutigen Sitzung würde diese zunächst, 
ab dem Datum ihrer Bekanntmachung, für 2 Jahre gelten, könnte jedoch nach Ablauf dieses 
Zeitraumes um ein weiteres Jahr verlängert werden. Für die zurückgestellte Bauvoranfrage 
stellt sich die Situation jedoch anders dar: hier ist der seit der Zurückstellung abgelaufene 
Zeitraum anzurechnen (§ 17 Abs. 1 S. 2 BauGB), so dass die Veränderungssperre für die 
vorliegende Bauvoranfrage zunächst nur ca. 22 Monate weniger gilt. Jedoch ist auch hier die 
Möglichkeit gegeben, diese Frist durch Verlängerung der Veränderungssperre ein weiteres Jahr 
aufzuschieben. 
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme 

 
 
Bei planungsrelevanten Vorhaben 

 
Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben 

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 
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Mitzeichnung: 
 
Name:  Paraphe:  Name:  Paraphe: 
      
 

           

      
 

           

      
 

           

 
 
 
Hennef (Sieg), den      .09.2010 
 
 
 
 
K. Pipke 
 
 
Anlagen: 
- Text Veränderungssperre 
- Übersichtskarte 
 
 





 
 

Satzung der Stadt Hennef (Sieg) 
über die Veränderungssperre für den Bereich 

des Bebauungsplanes Nr. 16.8 Hennef (Sieg) – Happerschoß, Sankt Ansgar 
 
 
 
 
Gemäß §§ 14 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) wird für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 16.8 Hennef 
(Sieg) – Happerschoß, Sankt Ansgar folgende Satzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Es wird für das im folgenden § 2 genannte Gebiet zur Sicherung der Planung die Aufstellung 
einer Veränderungssperre beschlossen. 
 

 
§ 2 

 
Die Veränderungssperre erstreckt sich auf den Geltungsbereich des am 16.06.2010 im Aus-
schuss für Stadtgestaltung und Planung des Rates der Stadt Hennef (Sieg) gefassten Auf-
stellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 16.8 Hennef (Sieg) – Happerschoß, Sankt 
Ansgar. Der Geltungsbereich ergibt sich aus einer Übersichtskarte, die als Anlage zur Ver-
änderungssperre Teil der Satzung ist. 
 

 
§ 3 

 
In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen: 
 
1.  Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht be-

seitigt werden. 
 

Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB sind: 
 
a)  Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anla-

gen zum Inhalt haben, 
 

b) Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs sowie Ausschachtungen, Abla-
gerungen einschließl. Lagerstätten. 

 
2.  Erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und bauli-

chen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden.  

 
 

§ 4 
 
Wenn überwiegend öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden. 
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§ 5 
 
Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis 
erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte 
begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher aus-
geübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 
 
 

§ 6 
 

Die Veränderungssperre tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtlichen Mitteilungs-
blatt der Stadt Hennef (Sieg) in Kraft. Sie tritt nach Ablauf von 2 Jahren, vom Tag der Be-
kanntmachung gerechnet, außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist der seit der Zustellung der 
ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 15 BauGB abgelaufene Zeitraum anzu-
rechnen. Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit die Bau-
leitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist.  
 
 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Umweltamt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/2010 Anlage Nr.: ______

Datum: 14.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
Tagesordnung 

 
Einführung eines Begräbniswaldes in Hennef 
Bestimmung des Standortes 
 
Beschlussvorschlag 

 
Die Variante, am sog. Oberen Kurpark einen Begräbnishain einzurichten wird bis auf weiteres 
zurückgestellt.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, zur Einrichtung eines Bestattungswalds am Standort Geistinger 
Wald die Zustimmung der Eigentümer sowie der für die Genehmigung zuständigen Behörden 
einzuholen.  
 
 
Begründung 

 
Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz hat in seiner Sitzung am 
16.6.2010 die Einführung eines Bestattungswaldes befürwortet. Neben dem diskutierten 
Variante „Oberer Kurpark“ sollen jedoch noch weitere Alternativen benannt werden.  
 
Ein Bestattungswald sollte nach Möglichkeit folgendem Anforderungsprofil entsprechen:  
− Älterer Laubwald in der Hochwaldphase mit attraktivem Waldbild 
− gute Erschließung über öffentliches Straßennetz 
− ausreichende Anzahl von Stellplätzen 
− möglichst ebenes Terrain für eine fußläufige Binnenerschließung 
− gute Erreich- und eindeutige Lokalisierbarkeit („Adresse“) 
− in unmittelbarer Nachbarschaft keine unvereinbare Nutzungen 
 
In absteigendem Rang erfüllen folgende Flächen diese Voraussetzungen:  
 



 

Waldparzelle am Geistinger Wald  
Vorteile:  
− sehr gute Erschließung 
− sehr malerisches Waldbild 
− vorhandene Stellplätze 
− waldreiche Umgebung 
− geringe Störung 
 
Nachteile:  
− rel. viel Erholungsverkehr und sportliche 

Aktivitäten in der Umgebung 
− kleinteilige Flurparzellen 
− hoher Totholzanteil 
 
Verfügbarkeit: Für 2 Parzellen wurde 
Kaufbereitschaft signalisiert. 

 

Waldparzelle am Haus Ölgarten  
Vorteile:  
− gute Erschließung 
− vorhandene Stellplätze 
− ruhige, abgeschiedene Lage 
− waldreiche Umgebung 
 
Nachteile:  
− rel. viel Unterholz 
 
 
 
Verfügbarkeit: Nur als langfristiges Pachtgeschäft 
oder als Kooperationsmodel mit dem Eigentümer 

 

Waldparzelle Driesch 
Vorteile 
- große umliegende Waldkulisse 
- attraktives Waldbild 
- vorhandene Binnenerschließung durch 

vorhandene Pfade 
- Abgeschiedenheit 
 
Nachteile 
- empfindlich gegenüber randlichen 

Störungen 
 
Verfügbarkeit: Im ersten Anlauf keine 
Verkaufsbereitschaft 



 

Waldparzelle östl. Friedhof Allner 
 
Vorteile 
- Verfügbarkeit 
 
Nachteile 
- lautes, von Straßenlärm geprägtes 

Umfeld 
- Hängigkeit, querender Graben 
- keine eigenständige Bestattungsfläche, 

sondern Anhängsel zum bestehenden 
Friedhof 

- geringe Waldfläche 
-  
Verfügbarkeit: städtische Fläche 

 

Vorteile 
- Hoher Bekanntheitsgrad 
 
Nachteile:  
- rel. kleinflächige, nicht erweiterbare 

Waldfläche  
- Hängigkeit 
- rel. hoher Aufwand für die 

Binnenerschließung  
- rel. viel Unterholz 
- geringe Naturnähe des Umfeldes 
 
Verfügbarkeit: nur Pachtoption 

 
Demzufolge gibt es 4 geeignete Waldparzellen; verfüg- und damit umsetzbar ist jedoch lediglich 
ein Areal im Geistinger Wald. Die Grünflächenkommission wird sich diese Fläche noch 
anschauen.  
 
In einem Gespräch am 3.9.2010 haben die Kirchen dem Bürgermeister und dem Fachamt ihre 
jeweilige Position dargelegt. Die katholische Kirche steht dieser Bestattungsart grundsätzlich 
sehr kritisch gegenüber; die evangelische Kirche sieht v. a. Probleme, eine Beisetzung der 
Totenasche ohne Behältnis angemessen umzusetzen. Zudem halten sie eine Waldparzelle für 
geeigneter. Im Zuge der weiteren Ausgestaltung werden die Kirchen weiterhin einbezogen. 
 
 
Hennef (Sieg), den 14.09.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke  
Bürgermeister 
 
 
 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Umweltamt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/2004 Anlage Nr.: ______

Datum: 13.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
Tagesordnung 

 
Stand und Weiterentwicklung der Standortverteilung von Glascontainern 
Antrag der CDU Fraktion vom 07.06.2010 
 
Beschlussvorschlag 

 
Die Ausführungen der Verwaltung werden zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
Begründung 

 
Altglas ist eine der wichtigsten Gruppen des Abfalls zur Verwertung. Seit den 90er Jahren  
wird unter der Regie des Dualen System Deutschland (DSD, „Grüner Punkt“) Altglas in 
Einwurfcontainer gesammelt und einer Wiederverwertung zugeführt. Die Leerung erfolgt durch 
beauftragte Firmen (Rhein-Sieg-Kreis: Remondis AG, zu 100 % in der Hand der Rethmann AG). 
Die Reinigung des Containerumfeldes ist über eine Vereinbarung an die Kommunen 
abgetreten, die für diesen Aufwand eine Entschädigung in Höhe von 1 € / Ew. erhalten.  
In Hennef existieren zur Zeit folgende Containerstellplätze:   

− Hennef, Fritz-Jacobi-Straße 

− Hennef, Geistinger Platz 

− Hennef, Hanftalstraße/Bödinger Hof 

− Hennef, Im Marienfried 

− Hennef, Ecke Löhestraße/Reisertstraße 

− Hennef, Heiligenstädter Platz 

− Hennef, Reutherstraße  

− Hennef, Bonner Straße;(Rewe XL Markt) 

− Allner, Zum Rosengarten/Siegburger Straße 



− Bödingen, Bolzplatz/Dicke Hecke 

− Bröl, Alter Weg 

− Happerschoß, Sportplatz 

− Heisterschoß, Teichstr. 

− Lauthausen, Sportplatz 

− Lichtenberg, Parkplatz Kindergarten  

− Oberauel, Halberger Straße 

− Rott, Friedhof  

− Söven, Feuerwehrhaus 

− Söven, Oberpleiser Str. 

− Stadt Blankenberg, Parkplatz am Katharinenturm 

− Stein, Am Ahrenbach 

− Süchterscheid, Heilig-Kreuz-Str. 

− Uckerath, Raiffeisenstr. (Getränke Express) 

− Uckerath, Parkplatz nördl. Ortseingang 

− Westerhausen, Friedhof 
Hennef ist mit einem Proporz von 26 Glascontainerstandorten gegenüber 45.726 Einwohnern 
im kreisweiten Vergleich sehr extensiv bestückt. Ursache hierfür ist der Wegfall mehrer 
Standorte in den letzten Jahren (z.B. Hennef Penny-Markt, Banburyplatz). Eine Fortsetzung 
dieser Entwicklung ist nicht unproblematisch: Jeder wegfallende Einwurfbehälter senkt den 
Alttagskomfort der betroffenen Bürger im Quartier, erzeugt unnötige Verkehre und vermindert 
tendenziell die Wiederverwertungsquote. Ein hinreichend dichtes Netz von Einwurfstellen liegt 
daher im gesamtstädtischem Interesse.  
 
Anfragen beim Einzelhandel mit großen Stellplatzflächen, auf dem Parkplatz Raum für 
Glascontainer zur Verfügung zu stellen, wurden negativ beschieden.  
 
In der Diskussion waren in letzter Zeit die Containerstellplätze in der Bismarck- und in der 
Hanfbachstraße. 
 
1. Bismarckstraße 
Durch die geplante Bebauung des ehemaligen Petz- bzw. Rewe-Marktgeländes in der 
Bismarckstraße wurden die dort aufgestellten Glasdepotcontainer entfernt. Da dieser Standort 
durch seine verbrauchernahen Lage und günstige Erschließung für den nördlichen Zentralort 
eine wichtige Anlaufstelle darstellte, kam es infolge des Wegfalls zu vermehrtem Nachfragen 
aus dem Quartier. In einem Antrag der CDU-Fraktion vom 07.06.2010 (s. Anlage) wurde die 
Verwaltung um Ersatzbeschaffung mittels Prüfung folgender Standorte gebeten:  

− Bismarckstraße (gegenüber ehem. Petz-Gelände) 
− Unbebautes Grundstück Ecke Siegfeldstraße/Cecilienstraße 
− Kleiner Park an der Steinstraße (nahe Heymershof) 
− Kaiserstraße (nahe ehem. Übergangsheim) 
− Friedrich-Ebert-Platz (nahe Parkbuchten)  



 
Nach einer Prüfung, auch von weiteren Standorten auf Grundlage der Kriterien   

− Anfahrbarkeit 
− Entfernung/Abstand zur Wohnbebauung 
− Erforderlichkeit der Ertüchtigung des Standortes 
− Empfindlichkeit Ortsbild 
− Notwendigkeit ökologischer Eingriffe 
− Zentralität/Erreichbarkeit 
− Verfügbarkeit 

erwies sich der, allerdings im Privatbesitz befindliche Standort in der Bismarckstraße als der 
tauglichste ( siehe beigefügte Liste ). Im Rahmen der Abstimmung bot der Eigentümer ein 
Grundstück in der Siegfeldstraße an, das nur rd. 50 m von dem bisherigen Standort entfernt 
liegt. Die Feinabstimmung läuft derzeit noch.  
 
 
2. Hanftalstraße 
Zeitgleich hatte sich die Bürgergemeinschaft Geisbach-Edgoven e.V. an die Stadt gewandt und 
um eine Verbesserung am Glascontainerstandort in der Hanftalstraße gebeten, weil sich ein 
Grundstückeigentümer durch die aufgestellten Glascontainer belästigt fühlte. Die Verlagerung 
des Standortes von dem Schulgelände auf die städtische Straßenrandparzelle war wegen des 
Stellplatzmangels und Sicherheitsbedenken der Hanftalschule unausweichlich und im 2009 
vollzogen worden. Abgestimmt wurde folgender Kompromiss:  

- Der Bauhof wird spätestens bis Oktober den Untergrund befestigen und das Umfeld 
durch Reinigungs- und Rückschnittarbeiten verbessern. Eine frühere Instandsetzung ist 
aufgrund der Sommerpause leider nicht möglich.  

- Beiderseits der Container wird zur optischen und lärmtechnischen Abschirmung eine 
Einfriedung aus Gabionenwänden erstellt. Diese werden entweder mit Restmitteln aus 
dem laufenden Haushalt oder mit Neu-Etatisierungen für 2011 finanziert 

- Die Stadt wird zeitnah 1 bis 2 weitere Standorte im weiteren Umfeld akquirieren. 
Umsetzbar ist eine Aufstellung am sog. Schützenplatz am Warther Schützenhaus. Ein 
weiterer wird im Gewerbegebiet Hossenberg anvisiert.  

 
Zusätzlich werden in Kürze die bestehenden Behälter gegen modernere Container mit 
verbessertem Schallschutz ausgetauscht.  
Zur rechtlichen Beurteilung von Lärmbelästigung durch Altglascontainer in Wohngebieten siehe 
beiliegende Mitteilung des Städte- und Gemeindebundes NRW.  
 
 
Hennef (Sieg), den 14.09.2010 
 
 
 
 
 
Klaus Pipke  
Bürgermeister 
 
 















 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Umweltamt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/2002 Anlage Nr.: ______

Datum: 13.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
 
 
Tagesordnung 

 
Fairtrade-Stadt 
Bürgerantrag der Grüne Jugend Hennef vom 09.03.2010 
 
Beschlussvorschlag 

 
Die Verwaltung wird das Thema „Fairtrade-Stadt“ an die Agenda 21 der Stadt Hennef e.V. mit 
der Bitte um Bearbeitung weiterleiten.  
 
Begründung 

 
Mit dem Fairtrade-Town Label werden Städte ausgezeichnet, die sich nachvollziehbar für einen 
fairen und nachhaltigen Welthandel, im Sinne der seit 2000 bestehenden Fairtrade-Kampagne 
einsetzen.  
 
Für die Anerkennung als Fairtrade-Town müssen folgende Kriterien erfüllt werden.  
 
1. Es liegt ein Beschluss der Kommune vor, dass bei allen Sitzungen der Ausschüsse und des 

Rates sowie im Bürgermeisterbüro Fairtrade-Kaffee sowie ein weiteres Produkt aus Fairem 
Handel verwendet wird. Es wird die Entscheidung getroffen, als Stadt den Titel „Fairtrade 
Stadt“ anzustreben.  

2. Es wird eine lokale Steuerungsgruppe gebildet, die auf dem Weg zur „Fairtrade-Stadt“ (bzw. 
Gemeinde/Landkreis) die Aktivitäten vor Ort koordiniert. 

3. In den lokalen Einzelhandelsgeschäften werden gesiegelte Produkte aus Fairem Handel 
angeboten und in Cafés und Restaurants werden Fairtrade-Produkte ausgeschenkt. 

4. In öffentlichen Einrichtungen wie Schulen, Vereinen und Kirchen werden Fairtrade-Produkte 
verwendet und es werden dort Bildungsaktivitäten zum Thema „Fairer Handel“ durchgeführt.  

5. Die örtlichen Medien berichten über alle Aktivitäten auf dem Weg zur „Fairtrade-Stadt“ (bzw. 
Gemeinde/Landkreis). 

6.  



 
Bisher gibt es in Deutschland 40 Fairtrade -Towns, im hiesigen Umfeld z.B. Bad Honnef.  
 
Bei der grundsätzlichen Zielsetzung gibt es große Übereinstimmungen mit den Zielen den 
Lokalen Agenda 21. In dem am 19.03.2003 vom Rat der Stadt Hennef beschlossenen Leitbild 
zur Lokalen Agenda 21 heißt es unter dem Handlungsfeld „Konsum – Fairer Handel – 
Landwirtschaft“: 
„Der Verkauf und der Verbrauch von fair gehandelten Produkten aus weniger entwickelten 
Ländern wird unterstützt“ (Beitrag zu mehr Gerechtigkeit in einer vernetzten Welt). (…)Der 
Verkauf und Verbrauch von in der Region  erzeugten landwirtschaftlichen Produkten soll 
gefördert werden.“ (Regionalisierung von Wirtschaftskreisläufen).“ 
 
Insofern ist es nahe liegend, die Lokale Agenda 21 in Hennef e.V. mit der weiteren Bearbeitung 
zu betrauen. Der Verein hat bereits zugesagt, sich mit dem Antragssteller zwecks 
Ausgestaltung des Themas, Beantragung des Siegels und den Bedingungen, wie sie im Leitbild 
festgelegt sind, in Verbindung zu setzen. 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 14.09.2010 
 
 
 
 
 
Klaus Pipke  
Bürgermeister 
 
 
 





 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Umweltamt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/2003 Anlage Nr.: ______

Datum: 13.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
 
 
Tagesordnung 

 
Verbot von Terassenheizstrahlern 
Bürgerantrag der Grünen  Jugend Hennef vom 31.08.2010 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz lehnt derzeit ein Verbot 
von Heizstrahlern in der Außengastronomie ab.  
 
Eine Verteilung von kostenlosen Decken an Gastronomiebetriebe wird abgelehnt. 
 
Begründung 

 
Im Zuge der weit reichenden Rauchverbote in Gastwirtschaften gingen Gastronomen vereinzelt 
dazu über, in der Außengastronomie gas- oder strombetriebene Heizstrahler aufzustellen, um 
den dortigen Aufenthalt in kühleren Jahreszeiten komfortabler zu gestalten. 
Der damit einhergehende Energieverbrauch ist nicht nur augenfällig, sondern tatsächlich 
nachweisbar. Die spezifische Leistung der elektrischen Terrassenheizstrahler liegt zwischen 67 
und 143 Watt/qm. Im Vergleich dazu beträgt die spezifische Heizlast1 eines Niedrigenergie-
hauses ca. 50 W/qm, beim Passivhaus 10 W/qm. Gasgeräte emittieren zwischen 37 und 114 
Gramm CO2 pro qm und Stunde (qm*h), elektrische zwischen 40 und 85 g/qm*h.  
 
In einigen Kommunen, zumeist in Großstädten mit nennenswerter Außengastronomie (Berlin, 
Düsseldorf, Nürnberg, Stuttgart) wurde daher diskutiert, Heizstrahler im Außenbereich zu 
verbieten. Vollzogen wurde das Verbot in Han. Münden (Nds.) und Villingen (B.-W.). Die 
erstinstanzliche Rechtssprechung hat Versagungen von entsprechenden Anträgen auch als 
zulässig bestätigt. Gründe des Klimaschutzes begründen ein überwiegendes öffentliches 
Interesse (VG 1A417.08).  
 
 

                                                 
1 die zum Aufrechterhalt einer bestimmten Raumtemperatur notwendige Wärmezufuhr 



Rechtlich verankern lässt sich das Verbot in der kommunalen Sondernutzungssatzung, die 
detaillierte Regelungen für den über den normalen Verkehr hinausgehende Nutzung des 
öffentlichen Straßenraumes enthält. Das Verbot gilt daher auch nur für öffentliche 
Verkehrsflächen; private Biergärten werden hiervon nicht erfasst. Dies wirft das Problem auf, 
dass sich in Hennef ein Verbot beispielsweise in der Gastronomie im Chronosareal und auf dem 
Marktplatz durchsetzen lässt, vor dem Bahnhof, in Teilflächen des Horstmannstegs oder in den 
dörflichen Biergärten jedoch nicht. Um es nicht zu schwer vermittelbaren 
Ungleichbehandlungen oder Wettbewerbsnachteilen kommen zu lassen, wird von einer 
Änderung der „Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen 
Straßen der Stadt Hennef“ abgeraten.  
 
Die im Antrag vorgeschlagene Verteilung von kostenlosen Decken an privatwirtschaftliche 
Gastronomiebetriebe wird als nicht sinnvoll erachtet. Die entsprechende Ausstattung seiner 
Bestuhlung ist für jeden Betrieb leistbar und gehört nicht zu den Aufgaben einer Kommune.  
 
 
 
Hennef (Sieg), den 14.09.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke  
Bürgermeister 
 
 























 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Bauordnung und Untere Denkmalbehörde TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1985 Anlage Nr.: ______

Datum: 26.08.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

30.09.2010 öffentlich 

 
 
 
Tagesordnung 

 
Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 Abs.2 S.1 GO 
 
(Zurückstellung nach § 15 BauGB der Bauvoranfrage zur Errichtung von Wohngebäuden als 
Ein- und Zweifamilienwohnhäuser im Siebengebirgsweg 34 a und 34 B) 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz des Rates der Stadt 
Hennef beschließt: 
 
Der in der Anlage beigefügten Dringlichkeitsentscheidung wird zugestimmt. 
 
 
Begründung 

 
Den Sachverhalt und die Begründung der Dringlichkeitsentscheidung entnehmen Sie bitte der 
beigefügten Anlage. 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 26.08.2010 
 
 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 











 
 

Mitteilung 

 
Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2010/0445 Anlage Nr.: ______

Datum: 14.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
 
 
Tagesordnung 

 
Bauleitplanung in Hennef (Sieg) - Heisterschoß 
- Planänderung und Befreiung von den Festsetzungen im Einzelfall 
 
Mitteilungstext 

 
 
 
Für die Bebauung der Ortslage Heisterschoß sind flächendeckend die beiden Bebauungspläne 
17.1 Ostteil (Rechtskraft 1979) und 17.2 Westteil (Rechtskraft 1985) maßgeblich. 
 
 
Im Rahmen der anstehenden Kanal- und Straßenbaumaßnahmen und ausgelöst durch die 
jeweiligen Bürgerinformationen zu den einzelnen Maßnahmen wurden von Bürgerseite teils 
mündlich, teils schriftlich der Wunsch an die Verwaltung heran getragen, bestehende 
Festsetzungen zu „überbaubarer Fläche“ zu überschreiten oder neue „überbaubare Flächen“ 
auszuweisen. 
 
Diesem Wunsch soll künftig, da wo es möglich ist und keine Nachbarbelange betroffen werden 
im Rahmen von Befreiungen nachgekommen werden. Dies geschieht wie bereits in der Sitzung 
am 16.06.2010 (TOP 1.6)  unter Beteiligung des Fachausschusses, wenn die Kriterien der 
Zuständigkeitsordnung erfüllt sind. Bei geringfügigen Überschreitungen entscheidet wie bisher 
das Fachamt. 
 
Dort wo städtebauliche oder sonstige Belange durch eine zusätzliche Ausweisung berührt sind 
und ein grundsätzlicher Abwägungsbedarf gesehen wird, könnte im Rahmen von laufenden 
Verfahren, bzw. durch eigenständige Änderungsverfahren den vorliegenden und den noch 
kommenden Anträgen Rechnung getragen werden. Im Rahmen eines Aufstellungsbeschlusses 
werden diese Änderungsbereiche dann dem Ausschuss ausführlich erläutert. 
 
Für den rechtssicheren Straßenausbau wird zudem aktuell das Verfahren 17.2, 12. vereinfachte  
 



 
 
Änderung durchgeführt. Auch hier war der Bebauungsplan in seiner aktuellen Fassung nicht in 
allen Festsetzungsbereichen (öffentliche Verkehrsfläche) anwendbar. 
 
Anträge, die in direktem Zusammenhang mit dem Straßenausbau stehen, sollen so zeitnah 
behandelt werden, dass bei Ausbaubeginn für die Antragsteller und die Verwaltung 
planungsrechtliche Klarheit besteht. 
 
Auf dem beigefügten Übersichtsplan sind die Bereiche gekennzeichnet, wo Handlungsbedarf 
(Befreiung oder Bebauungsplanänderung) bisher bekannt ist. 
 
 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den  
In Vertretung 
 
 
 





 
 

Mitteilung 

 
Amt: Umweltamt TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2010/0444 Anlage Nr.: ______

Datum: 13.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
Tagesordnung 

 
Einführung eines Begräbniswaldes in Hennef 
Anfrage der CDU Fraktion vom 06.08.2010 
 
Mitteilungstext 

 
1. Im Zusammenhang mit der zu prüfenden Errichtung eines Begräbniswaldes in Hennef 

ist stets die Rede von 100 Bestattungen von Hennefer Bürgerinnen und Bürgern 
außerhalb Hennefs. Woher stammt diese Zahl und auf welchen Zeitraum bezieht sie 
sich genau?  

 
Die Zahl ist das Ergebnis des regelmäßigen Erfahrungsaustausches zwischen 
Friedhofsverwaltung und den örtlichen Bestattungsunternehmern. Aufgrund der vorliegenden 
Anfrage wurden die 5 örtlichen Unternehmen um genaue Angaben der entsprechenden 
Fallzahlen (Beisetzung von Hennefern in auswärtigen Begräbniswäldern) im letzten Jahr 
gebeten. In der Summe waren es 86 Beisetzungen. Mindestens zehn weitere können für 
auswärtige Bestattungsunternehmer veranschlagt werden.  

 
2. Bezieht sich die Zahl „100“ auf alle Bestattungsformen oder gibt es pro Jahr insgesamt 

100 Bestattungen von Hennefern in Begräbniswäldern außerhalb Hennefs? Wenn 
letzteres zutrifft, woher hat die Stadt die Informationen über die konkrete Bestattungsart? 
Gab es hierzu eine Umfrage? 

 
s.o. 

 
3. Gibt es eine betriebswirtschaftliche Prognose dazu, inwiefern ein Begräbniswald in 

Hennef über die o.g. 100 auswärtigen Bestattungen zusätzliche Nachfrage von 
Menschen aus Hennef, die sich bisher konventionell bestatten ließen, nach sich ziehen 
könnte?  

 
Alle Menschen aus Hennef, die sich bisher konventionell bestatten ließen, bleiben an Ort und 
Stelle und sind für Prognosen vernachlässigbar. Die Frage nach zukünftigen Trends und 
Verschiebungen unter den verschiedenen Bestattungsarten lässt sich valide kaum beantworten. 
 



Dies hängt von der Gebührengestaltung, dem auswärtigen Angebot an Bestattungen, 
allgemeinen Bewusstseinswandel und nicht zuletzt von der Beratungspraxis der 
Bestattungsinstitute ab.   

 
4. Ist es richtig, dass ein Privater keinen Anspruch auf Errichtung eines Begräbniswaldes 

hat und die Stadt politisch frei darüber entscheidet, ob sie eine solche Bestattungsform 
zulassen möchte, und  - falls ja – ob sie dies selber machen möchte oder einen privaten 
Dritten als Betreiber zulässt ? 

 
§ 15 (6) Bestattungsgesetz NRW  führt hierzu aus:  

 
Soll die Totenasche auf einem Grundstück außerhalb eines Friedhofs verstreut oder beigesetzt 
werden, darf die Behörde dies genehmigen, wenn diese Beisetzung von Todes wegen verfügt 
und der Behörde nachgewiesen ist, dass die Beisetzung bodennutzungsrechtlich zulässig ist, 
der Beisetzungsort nicht in einer der Totenwürde widersprechenden Weise genutzt wird und 
dauerhaft öffentlich zugänglich ist. 

 
Zuständig für die Genehmigung ist der Rhein-Sieg-Kreis. Dieser holt die erforderlichen 
Stellungnahmen der Fachbehörden (Wasserbehörde, Gesundheitsamt, Forst- und 
Landschaftsbehörde) ein. Im Zuge dessen wird auch die betroffene Kommune um 
Stellungnahme gebeten. Aus der Natur der Sache, dem rel. großen Kreis an betroffenen 
Behörden und dem Wortlaut des Gesetzes („darf zulassen“) wird der Ermessensspielraum 
ersichtlich. Ein Anspruch lässt sich hieraus genauso wenig ableiten, wie eine freie politische 
Entscheidung der Gemeinde.  
Entscheidet sich die Gemeinde für einen eigenen Bestattungswald, kann sie selbstredend die 
Betriebsform (Eigenregie, Kooperationen etc.) frei wählen. 

 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 14.09.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke  
Bürgermeister 
 
 







 

Mitteilung 

 
Amt: Bauordnung und Untere Denkmalbehörde TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2010/0442 Anlage Nr.: ______

Datum: 03.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
 
 
Tagesordnung 

 
 
Baugenehmigung zur Errichtung einer Reithalle und eines Reitstalles mit Paddock in, Zum 
Wahlbach 28 in 53773 Hennef, Gemarkung: Happerschoß, Flur: 14 , Flurstück: 8 
 
 
Mitteilungstext 

 
 
Der Bauherr, der als Landwirt in der Landwirtschaftskammer geführt wird, hat am 1.09.2009 
einen Bauantrag zur Errichtung einer weiteren Reithalle mit Reitstall und Paddock beantragt. 
Diese bauliche Anlagen dienen als Erweiterung der bereits bestehenden und genehmigten 
Hofanlage mit diversen Stall- und Scheunengebäuden und einer bestehenden Reithalle dem 
vorhanden landwirtschaftlichen Betrieb.  
 
Aus dem beiliegende Übersichtsplan ist die Lage und Ausdehnung der geplanten Gebäude auf 
dem Grundstück ersichtlich.  
 
In dem Bauantragsverfahren ist die Zulässigkeit der planungsrechtlichen Vorraussetzung als 
privilegierter Landwirt nach § 35 Abs. 1 BauGB geprüft und festgestellt worden. Die 
notwendigen Weide- und Ackerflächen für die insgesamt 104 Pferde (72 im Bestand und 32 
Pferde kommen hinzu) und ca. 45 Rinder sind vorhanden. 
 
Das Oberflächenwasser wird wie bei den vorhandenen Gebäuden ebenfalls über eine 
oberflächige Verrieselung auf den eigenen Grundstücksflächen zur Versickerung gebracht. 
Dieser Art der Entwässerung hat die Untere Wasserbehörde des Rhein-Sieg-Kreis im 
Baugenehmigungsverfahren zugestimmt. Es wird bauseits ein Löschwassermenge von ca. 70 
m³ in ehemaligen Gülleschächten vorgehalten. Festmistplatten und notwendige Stellplätze 
werden an den bestehenden Standorten erweitert.  
 
Mit dem der Baugenehmigung zugrunde liegenden Eingriffs- und Ausgleichsplanung hat das 
Amt für Natur- und Landschaftsschutz des Rhein-Sieg-Kreises eine Ausnahmeerlaubnis von 
dem Landschaftsschutzgebiet erteilt. 



 
 
 
Die Baugenehmigung wurde am 18.08.2010 nach § 35 Abs. 1 BauGB als privilegiertes 
landwirtschaftliches Vorhaben erteilt. 
 
 
Hennef (Sieg), den 06.09.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke  





 
 

Mitteilung 

 
Amt: Bauordnung und Untere Denkmalbehörde TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2010/0443 Anlage Nr.: ______

Datum: 07.09.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz, 
Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

29.09.2010 öffentlich 

 
 
 
Tagesordnung 

 
Baugenehmigung  zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses in Hennef Stadt Blankenberg 
Gerberstraße 4 , Gemarkung: Blankenberg; Flur: 9; Flurstück: 1218 
 
Mitteilungstext 

 
Der Bauherr hat am 20.07.2010 die Errichtung eines Einfamilienwohnhauses beantragt. Das 
Grundstück liegt im rechtsgültigen Bebauungsplan 15.1 Stadt Blankenberg.  
 
Der Bebauungsplan setzt für das Grundstück eine zweigeschossige Bauweise fest, erlaubt eine 
Dachneigung bis zu 45°, das Vorhaben und überschreitet die zulässige Drempelhöhe. 
 
Aufgrund der inneren Treppenerschließung ergibt sich ein Drempel von 1,90 Meter. Die 
Firsthöhe beträgt 11,00 Meter über der mittleren Höhe der Gerberstraße, das unmittelbar 
angrenzende Wohnhaus, Gerberstraße 8, weist eine Firsthöhe von 11,40 Meter über der 
mittleren Straßehöhe auf. 
 
Aus denkmalrechtlicher Sicht wird das Gebäude in seiner Form befürwortet und die Erlaubnis 
seitens der Unteren Denkmalbehörde und der Bodendenkmalpflege erteilt. 
 
Die Baugenehmigung wurde erteilt. 
 
 
Hennef (Sieg), den 09.09.2010 
 
 
 
Klaus Pipke 
 
 
Anlagen 
Lageplan, Ansichten 
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